
Abzockerei -  der Bürger entscheidet
Leitartikel

Informieren wir?
Editorial

Vertrauensfrage !?

Seit dem Jahr 2000 haben die Bezüge von Geschäftsleitungsmitgliedern und Verwaltungs-
räten börsenkotierter Unternehmen der Schweiz stark zugenommen. Regelmässig stellen 
auch wirtschaftsfreundliche Zeitgenossen fest, dass die Entschädigungen nur wenig mit 
der Entwicklung der Unternehmen zu tun haben. Sogar die Erhöhung der Bezüge trotz 
Defiziten ist keine Seltenheit. Selbst kritische Äusserungen der Aktionäre an Generalver-
sammlungen haben daran nichts geändert.

Genug ist genug!
Die Steigerung der Entschädigungen der Bestbezahlten der SMI-Unter-
nehmen (Unternehmen deren Aktien an der Börse gehandelt wer-
den) von nahezu 100% zwischen 2000 und 2006 hat wohl das Fass 
zum Überlaufen gebracht. Mit der Volksinitiative gegen  die Abzocke-
rei sollen alle möglichen Schlupflöcher geschlossen und den Aktionä-
ren die Entscheidungsverantwortung für die Entschädigungen von Verwaltungsräten und 
Geschäftsleitungsmitgliedern übertragen werden.

Wer hat das letzte Wort?
Die Gegner der Initiative finden, mit diesen Bestimmungen würden 
die Aktionäre übergangen. Es wäre viel besser, wenn die Aktionäre 
bestimmen könnten, ob sie etwas zu diesem Thema sagen möch-
ten. So sind diverse Themen der Initiative im indirekten Gegenvor-

schlag aufgenommen worden, die Einschränkungen jedoch weniger bindend und meist 
nur auf Stufe Reglement angesiedelt. 

Vertrauen ist gut ……
Und damit stellt sich die Vertrauensfrage: Brauchen die börsenkotierten Unternehmen 
zwingende Bestimmungen auf Verfassungsebene oder kann man darauf vertrauen, dass 
Verwaltungsräte und Geschäftsleitungen aus der Vergangenheit gelernt haben. Vertrau-
en wir darauf, dass sie den Aktionären vernünftige Entschädigungsreglemente vorschlagen 
und bei Konsultativabstimmungen die Meinung der Besitzer ernst nehmen. Vertrauen wir 
darauf, dass in Zukunft unabhängige Vergütungsausschüsse die Höhe der Bezüge bestim-
men oder dass Verwaltungsräte für Beratungen im eigenen Konzern nicht mehr entschä-
digt werden. - Oder denken wir eher, dass die Vergütungen weiterhin hoch bleiben und 
von eigenen Interessen gesteuert werden. Die Volksinitiative gegen die Abzockerei stellt die 
Vertrauensfrage. Endlich, nach langer Zeit und endlos scheinendem politischen Hickhack, 
Geplänkel, Versprechungen und Rückzügen können wir abstimmen.

Mathias Steinhauer
Co-Präsident EVP AR

PS: Ich habe nie die Begriffe Verdienst, Vergütung oder Lohn verwendet, da die Bezüge 
nichts mehr mit Dienen oder Belohnen zu tun hatten und leider auch selten gut waren.

Liebe Leserin, lieber Leser

Uns würde es schon interessieren, was Sie 
liebe Leserin und lieber Leser jeweils an 
diesen Informationen schätzen. Sie dürfen 
uns dies gerne mitteilen.
Vor Abstimmungen liegt es auf der Hand, 
dass der eine oder die andere hier ein-
fach rasch nachschaut, was er/sie abstim-
men soll. Ganz im Vertrauen, dass die hier 
Schreibenden sich schon gründlich mit 
der Materie auseinander gesetzt haben. 

Die EVP Schweiz sagt zu allen drei aktuel-
len eidgenössischen Vorlagen JA. Für die 
EVP AR wird an der Parolenfassung dar-
über diskutiert und demokratisch ent-
schieden werden, Sie sind dazu auch 
eingeladen. (s. Beilage)
Gewiss gab es aus unserer Sicht schon 
umstrittenere Vorlagen. Allerdings ist es 
leider auch nicht mehr garantiert, dass 
der demokratische Beschluss der Bürger 
denn wirklich so umgesetzt wird, respek-
tive jene Wirkung zeigt, wie die Mehrheit 
es sich erhofft. Solches könnte auch bei 
der populärsten aktuellen Initiative, wel-
che die Gier der Reichen zügeln möchte, 
schliesslich der Fall sein. 
Dagegen ist die Bemühung familienpoli-
tische Massnahmen verfassungsrechtlich 
zu formulieren, eine eher unproblemati-
sche Vorlage, wenn auch kaum mehr als  
eine Absichtserklärung.
Auch in diesem Akzente finden Sie Stel-
lungnahmen von Politikern zu einzelnen 
Themen, so auch zu kantonalen Vorlagen. 
Aber nicht nur!  
Doch entdecken Sie selbst.

Wir danken für Ihr Interesse!
                     Egon Graf
   Redaktionsleitung
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Regierungsratswahl
e g / m s  N a c h 
B e k a n n t g a b e 
des Rück tr it ts 
von Regierungs-
rats Hans Diem 
(SVP), folgte eine längerer Zeit der Spe-
kulationen. Mit der Kandidatur von 
Ingeborg Schmid (SVP) kam anfangs 
Jahr Bewegung in die Angelegenheit. 
Die SP zierte sich, die GRAL (Grüne) schi-
cken mit Samuel Büechi einen altbe-
kannten Wahlkämpfer ins Rennen und 
auf der Zielgerade nominierte die FDP 
Paul Signer. Mit den nun vorhandenen 
Namen wurden dann in den Medien 
auch gleich die Chancen resp. Nicht-
chancen festgelegt. Und bereits füllen 
die Leserbriefe die Spalten der Appen-
zellerzeitung. Trotz einer noch deutli-
cheren Übervertretung der FDP scheint 
für viele die Sache gelaufen, da Paul Sig-
ner als Gemeindepräsident von Herisau 
in Sachen Erfahrung und Format ein 
Chancenplus hat.
Die EVP wird ihre Wahlempfehlung am 
13. Februar abgeben.

Und wieder eine Abstimmungsvorlage 
zum Schutz vor dem Passivrauchen. 

Das Stimmvolk 
von Ausserrho-
den hat sich 
2008 für einen, 
gegenüber der 

herrschenden Bundesvorgabe, leicht 
verschärften Passivraucherschutz ent-
schieden und keine Ausnahmebewil-
ligungen für Gastwirtschaften unter 
80m2 beschlossen.
In der nationalen Nichtraucher-Vorla-
ge vom 23. September 2012 haben die 
Ausserrhoderinnen und Ausserrho-
der zu einer weiteren Verschärfung der 
Bestimmungen deutlich Nein gesagt.
Die Initianten des Wirteverbands AR 
wittern nun Morgenluft und wollen 
eine Auflockerung der heute gülti-
gen Bestimmungen:  d.h. Ausserrho-
der Gasthäuser, die kleiner sind als 
80m2, sollen wieder als Raucherlo-
kale geführt werden können. 
Doch die Argumentation des Initiativ-
komitees ist widersprüchlich. Bereits 
der Titel führt in die Irre:
Mit “Für gleich lange Spiesse beim 
Nichtraucherschutz“ wird suggeriert, 
dass mit der Annahme der Vorlage eine 
national gültige Lösung eingeführt 
werde. Es  wird national aber noch lan-
ge keine einheitliche Regelung geben. 
Der vom Bundesgesetz vorgeschrie-
bene Mindestschutz  wurde von 15 
Kantonen verschärft. Diese Kantone 
tolerieren keine Raucherlokale und teil-
weise auch keine bedienten Raucher-
räume. 
Der Wirteverband verweist auf die 
nachteilige Konkurrenzsituation für 
die hiesigen Gasthäuser. Dabei schaut 
er allerdings nur auf den Nachbarn 
Innerrhoden, und „vergisst“ dabei, 
dass der Kanton St. Gallen die strenge-
ren Regeln führt. Ausserrhoden kennt 
weder die schärfsten noch die lockers-
ten Bestimmungen. Das Betreiben 
von Fumoirs wird in unserem Kanton 
in Lokalen praktiziert, die die gesetzli-
chen Bestimmungen erfüllen und ein 
separates Abteil für Rauchende einge-
richtet haben.
In seiner Botschaft an den Kantons-
rat stuft der Regierungsrat das Pas-

sivrauchen als sehr gefährlich ein. Der 
Rauch, dem das Servierpersonal ausge-
setzt ist, sei viermal giftiger als der, den 
ein Raucher selber inhaliert.  Der Erhalt 
von “historisch gewachsenen” Struk-
turen, die existenzielle Bedeutung für 
die Eigentümer der betroffenen Lokale 
sowie eine Benachteiligung gegenüber 
den Betreibern von Lokalen in Appen-
zell Innerrhoden, bewegten den Regie-
rungsrat trotzdem dazu, sich für die 
Initiative auszusprechen.
Der Kantonsrat stellt sich gegen die 
regierungsrätliche Empfehlung und 
empfiehlt die Initiative zur Ablehnung.
Aus meiner Sicht gibt es keinen Grund, 
mit einer Annahme der Initiative eine 
weitere Pirouette zu drehen und am 

bisherigen durchschnitt-
lich gut funktionierenden 
Schutz etwas zu ändern.

Martin Hostettler 
Kantonsrat EVP
Herisau
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Kantonale Politik
Aus dem Kantonsrat

Herausgepickt
eg/ Wer sich die Mühe macht, jeweils 
das ganze Protokoll einer Kantonsrats-
sitzung zu lesen, erfährt vielerlei Inter-
essantes. Es gibt unter anderem auch 
Aufschluss über die hohe politische 
Kompetenz der Räte. Beeindruckend 
ist vor allem die Dichte der zu behan-
delnden Fragen, der vorgetragenen 
Argumente und Gegenargumente. 
Wer die verschiedenen Kantonsräte 
und deren Anliegen oder politischen 
Schwerpunkte kennen lernen will, tut  
gut daran in solchen Protokollen zu 
lesen.
Auch wächst möglicherweise das Ver-
ständnis für den Ratsbetrieb und die 
zwangsläufige Bürokratie durch diese 
Lektüre. Nicht zuletzt wird auch sicht-
bar, dass da und dort parteipolitische 
Befangenheit den gesunden Men-
schenverstand konkurrenziert.

Aus der Septembersitzung des 
Kantonsrates:
Der Vorsitzende, KR  Ivo Müller bezieht 
sich in der Eröffnungsrede auf den 
letzten überladenen Sitzungstag. Die 
Tatsache der aktiven politischen Betei-
ligung in Form von Vorstössen, Moti-
onen, Postulaten und Interpellationen, 
bringt das zeitliche Potenzial des Rats-
betriebes an Grenzen. 
Es wird oft diskutiert, was in die Eintre-
tensdebatte und was in die Detailbe-
ratung gehört. Die Eintretensdebatte 
könnte aber mehr dazu dienen, das 
Verhältnis Erfolgsaussicht zu Verhand-
lungszeitbedarf  zu berücksichtigen. 
Dies würde auch einen Rückweisungs-
antrag nicht zwingend als Misstrau-
enserklärung definieren.
Die nachlesbare Ratssitzung illustriert,  
wie nämlich Detaildebatten biswei-
len unverhältnismässig zeitaufwändig 
sein können. 

Mit „Die Sitzung ist eröffnet, wir 
wollen beten“,   ergeben sich aus 
unserer Sicht aber trotzdem hoff-
nungsvolle Ansätze , heisst es doch: 
Die Ehrfurcht vor Gott ist aller Weis-
heit Anfang.  (nach Sprüche 1.7)

Kantonale Volksinitiative “Für gleich lange Spiesse beim Nichtraucher-
schutz“



Erfolg für Nationalrätin Maja Ingold 
(EVP,ZH) in der Wintersession.
Bei der Diskussion um die IV-Revision 
6b, drohte eine Patt-Situation, da die 
vorgesehenen Rentenkürzungen zu 
Lasten von u.a. Familien mit behinder-
ten Kindern, sehr umstritten sind. Maja 
Ingold schlug vor diese Revision aufzu-
teilen und auch erst mal die Wirkungen 
der 3 vorangegangenen Revisionen zu 
analysieren. Dies nicht zuletzt, weil die 
IV zur Zeit Gewinne macht. Das hehre 
Ziel des Bundesrates, die IV aber zu ent-
schulden, wird durch diesen Vorschlag 
voraussichtlich lediglich um vier Jahre, 
auf 2029 verschoben. 

Nacht- und Sonntagsarbeit muss die 
Ausnahme bleiben!
Der Zentralvorstand der EVP hat 
beschlossen, das Referendum gegen 
die Ausweitung der Nacht- und Sonn-
tagsarbeit zu unterstützen. Die EVP 
will nicht hinnehmen, dass Tankstellen-
shops neu die ganze Nacht (unter der 
Woche und am Sonntag) ohne Bewilli-
gung offen haben dürfen.

Ehepaarbesteuerung
Für die EVP ist zentral, dass alle Benach-
teiligungen von Ehepaaren abgeschafft 
werden. Schliesslich steht die Heirat 
allen offen. Es darf aber niemand aus 
steuerlichen Gründen vom Heiraten 
abgehalten werden. Weiter sollen Ein-

IV-Revision, Sonntagsarbeit, Ehepaarbesteuerung

Regionale Politik
Aus dem Einwohnerrat

Bund soll ein Verbot der Prostitution 
prüfen
Unter dem Titel „Stopp dem Men-
schenhandel zum Zweck sexueller 
Ausbeutung“ verlangt Nationalrätin 
Marianne Streiff (EVP, BE) vom Bundesrat 
einen Bericht zur Bekämpfung des Men-
schenhandels. Damit soll geprüft wer-
den, inwiefern ein Verbot der Prostitution 
und des Kaufs von sexuellen Dienstleis-
tungen in der Schweiz machbar wäre 
und was die Folgen für die betroffenen 
Frauen wären. Schweden macht gute 
Erfahrungen mit dem 1999 eingeführten 
Verbot. (Das am frühesten „sexuell-libera-
lisierte“ Land Europas!)
Selbst wenn Verbote keinen absoluten 
Schutz bieten können, setzen sie nach-
haltige gesellschaftspolitische Zeichen. 
Solche sind in diesem Thema nicht nur 
dringend nötig, sondern für die EVP auch 
ein Kernanliegen (Schutz der Schwäche-
ren), dies obwohl es nicht populär ist, 
von Gegnern fehlinterpretiert wird und 
zudem polarisiert.

verdiener- und Zweiverdienerehepaa-
re bei identischem Gesamteinkommen 
eine ähnlich grosse Steuerbelastung 
aufweisen. Ein regelrechter familien-
politischer Sündenfall ist, dass bislang 
offenbar auch Konkubinatspartner mit 
Kindern den günstigeren Verheirate-
tentarif geltend machen konnten – und 
dann noch ohne die progressionstrei-
bende Zusammenlegung der beiden 
Einkommen. Hingegen ist ein Abzug für 
Alleinerziehende notwendig. Schliess-
lich macht die EVP darauf aufmerksam, 
dass die grösste Heiratsstrafe unverän-
dert in der AHV besteht, wo Ehepaare 
maximal 1,5 volle Altersrenten erhalten, 
Konkubinatspaare dagegen deren 2.

Aus der Wintersession:
Politische Entscheide mit Folgen:
Ausländer, die Schweizer Grundstücke 
kaufen möchten, werden auch zukünf-
tig nicht alle Freiheiten haben!
Bauunternehmen, die ihre Aufträge an 
Subunternehmen weitergeben haften 
neu, wenn jene nur „Sklavenlöhne“ zah-
len und damit einheimische Anbieter 
leer ausgehen.
Die reiche Schweiz unterstützt den 
internationalen Währungsfond bei des-
sen immer undurchschaubareren Mass-
nahmen gegen einen Währungskollaps 
mit „nur“ 10 Milliarden Franken.
Der Ständerat will einen neuen Bahn-
infrastrukturfonds. Diese Absicht findet 

Blick nach Bern
Was wurde in der Wintersession bewegt

auch bei der EVP Anklang. 
Dass wir auch ohne Meeresangrenzung 
an der  Verschmutzung der Meere betei-
ligt sind, lässt sich wohl leicht nachwei-
sen. So gehört es sich auch, dass wir uns 
an deren Schutz beteiligen. Der Natio-
nalrat sieht dies auch so.

„Paul Signer erklärt 
dem Einwohnerrat 
das Budget 2013“,
diese Schlagzeile 
stand kürzlich in der 
Zeitung. Diese Aus-
sage lässt vermuten, 

dass der Einwohnerrat, ausgerech-
net bei der ersten Budgetabnahme 
mit abschliessender Kompetenz, 
keine Ahnung hat. Oder noch schlim-
mer gesagt: der Einwohnerrat nimmt 
seine Verantwortung nicht wahr. Die 
neue Form der Budgetierung warf 

einige Fragen auf, da die bisher erhal-
tenen Detailzahlen nicht mehr ersicht-
lich waren. In der Ratssitzung spürte 
man förmlich, wie wichtig der Einwoh-
nerrat seine Verantwortung nimmt und 
alles daran setzte, mehr Informationen 
in den Wald voller Zahlen zu erhalten. 
Denselben Eindruck erhielt ich auch 
in der Fraktionssitzung, da wurden die 
Mitglieder der Finanzkommission regel-
recht mit Fragen bombardiert. Als Ein-
wohnerrat kann ich festhalten, dass die 
neue Darstellung des Budgets etwas 
Anlaufzeit braucht, doch macht es gera-

de in dieser Form Sinn, dass der Einwoh-
nerrat mit abschliessender Kompetenz 
dieses verabschiedet.

Peter Künzle
Einwohnerrat  EVP
Herisau
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           		                             Auf den Punkt gebracht
      
Ist die Trennung zwischen Kirche und Staat noch zeitgemäss?

Die politischen Debatten über diverse religiöse Symbole und Praktiken 
der jüngsten Vergangenheit lassen mich fragen, inwiefern die Politik das 
Religiöse ausklammern kann, währenddem sie Entscheidungen über das 
Religiöse trifft? Es ist Zeit, über die Allparteilichkeit der Politik nachzuden-
ken, damit religiöse Menschen nicht diskriminiert werden. 

Es gibt für mich aus christlicher Sicht drei Grundsätze, die dazu beitragen 
könnten, dass sich Menschen unterschiedlichen Glaubens am politischen 

Diskurs beteiligen und so zur Stärkung einer freiheitlichen und vielfältigen Gesellschaft bei-
tragen:
 a) Es ist eine zentrale Forderung meines Glaubens, dass ich meinem 
Nächsten so behandle, wie ich behandelt werden möchte; b) Ich kann 
meinem Nächsten nicht dazu zwingen, nach meinen Vorstellungen zu 
denken oder zu glauben; c) Ich kann kein Recht für mich einfordern, 
ohne das ich es meinem Nächsten auch eingestehe. 
Oder wollen wir heute andere Akzente setzen? 

Pfarrer Mark Hampton, Herisau

Aktuelle Termine 

Montag 11. Februar  08:15 Uhr   
Kantonsratssitzung   
Regierungsgebäude Herisau 

Sonntag 3. März
Nationaler Abstimmungstag

Montag 18. März  08:15 Uhr
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Mittwoch 20. März 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Samstag 23. März  10:00 Uhr
Mitgliederversammlung EVP-AR

Vorankündigung:  19. Juni
Anlass zum Thema Sexualkunde-
unterricht
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Aus dem Vorstand

Seit knapp zwei Jahren arbeitet nun der Vorstand in der neuen Zusammensetzung. 
Im Laufe des Herbsts wurden einige Veränderungen vorgenommen und gewisse 
Arbeiten neu verteilt. So können die Ratsmitglieder auf freiwilliger Basis an der Vor-
standssitzung teilnehmen und Werner Lieberherr hat die Verantwortung für die 
interne Kommunikation übernommen.
Daneben hat der Vorstand die Planung für das Jahr 2013 abgeschlossen. Vorgese-
hen sind dabei vier Parolenfassungen (zum Teil mit freiwilligem Nachtessen vor der 
Veranstaltung) sowie weitere Anlässe und Aktivitäten. Das politische Jahr verspricht 
einiges an Spannung und startet schon am 3.März mit einer bunten Palette von 
heissen Abstimmungsthemen (siehe Einladung Parolenfassung).
Leider haben Christine Steinhauer und Hanni Ramseier auf Ende des Amtsjahres 
ihren Rücktritt aus dem Vorstand erklärt. Die Ergänzung mit neuen Mitgliedern 
wird daher zu einem grossen Anliegen. Vielleicht hast gerade du Interesse an ca. 
acht Vorstandssitzungen und sechs weiteren Veranstaltungen die politische Arbeit 
der EVP mitzuprägen.
Fürs neue Jahr wünschen wir euch alles Gute, Gesundheit und Gottes Segen – und 
der EVP AR das eine oder andere politische Erfolgserlebnis.

 Mathias Steinhauer
Co-Präsident EVP-AR

Zum Schmunzeln...

Ein Schüler fragt seinen Wirtschaftskundelehrer:  Wurde unser 
Wirtschaftssystem von Wissenschaftlern oder der Regierung 
ausgedacht?“  Antwort: „Eher von der Regierung.“     „Das 

habe ich mir schon gedacht. Wissenschaftler hätten es sicher 
erst an Mäusen ausprobiert.“

Herzlichen Dank!
Die notwendigen Unterschriften für die Initiative zur Erbschaftssteuerreform sind beisammen! Allen, die 
selber unterschrieben und Unterschriften gesammelt haben: Ihr hattet Anteil an einer politischen Aktion, 
die Weichen stellen kann. Der erste Schritt ist getan. Wird die Initiative zur Besteuerung von Erbschaften 
von über 2 Mio Wert dem Volk zur Abstimmung unterbreitet, gilt es dann klar Position zu Gunsten der AHV 
zu ergreifen. Denn, würden sich die Wohlhabenden freiwillig für eine moderate Umverteilung einsetzen, 
bräuchte es die Politik und damit die Intervention der Bürger gar nicht.
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